1926 | Ausgegeben zu Berlin, den 10. Auguft 1926 | 


Tag 5 Inhalt: Seite 

3. 8. 26 Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewinnungsarbeiten an der Nordſeeküſte in den Regierungs⸗ 
bezirken Schleswig und Auricher 8 247 
6. 8. 26 Geſetz zur Anderung des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 e ee 247 
6.8, 26 Verordnung über Verſorgungsbezuͤge der Schutzpolizeibeamte nnn i . 248 
4.8.26 Vierte Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Verzinſung geſtundeter Abgaben 249 
5. 8. 26 Verordnung über die Abänderung der Zinsſätze im Pfandleihgewerbe e „„ 250 
Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverord nungen 250 


(Nr. 13143.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewinnungsarbeiten an der Nord⸗ 
ſeeküſte in den Regierungsbezirken Schleswig und Aurich. Vom 3. Auguſt 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
1 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 820 000 Reichsmark für Landgewinnungsarbeiten 
an der Nordſeeküſte in den Regierungsbezirken Schleswig und Aurich zur Verfügung geſtellt. 


2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
heſchaffen. 

Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefeß wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. Auguſt 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Zugleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13144.) Geſetz zur Anderung des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922. Vom 
6. Auguſt 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

Einziger Artikel. 
Das Schutzpolizeibeamtengeſetz vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) wird wie folgt 
geändert: 


1. Im § 11 Abſ. 1 werden die Worte „b) bei Entmündigung oder Stellung unter Vor— 
mundſchaft“ geſtrichen. Unter e) werden die Worte ‚und 105“ ſowie „oder eine ſolche 
das Anſehen der Polizei gefährdet“ geſtrichen. 

(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 24. Auguſt 1926.) f a 
Geſehſammlung 1926. Gr. 1314313147) e a 69 
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2. Im § 11 Abſ. 2 iſt hinter die Worte „von jedem Dienſtvorgeſetzten“ einzufügen „vom 
Führer einer Inſpektion oder eines ſelbſtändigen Schutzpolizeikommandos aufwärts“ 
3. Im § 18 wird die Ziffer 2 wie folgt gefaßt: i 

Er hat den rechtmäßigen Dienſtbefehlen der zuſtändigen Dienſtvorgeſetzten unbedingt 

nachzukommen. 
4. § 22 erhält folgende Faſſung: 
22, 


Der ſtrenge Verweis wird dem Schutzpolizeibeamten in Gegenwart eines Schutz⸗ 
polizeibeamten, der möglichſt dem gleichen Dienſtgrade und möglichſt der Beamtenver⸗ 
tretung angehört, durch den unmittelbaren Dienſtvorgeſetzten oder in deſſen Gegenwart 
erteilt. 

5. Im $ 59 Abſ. 1 Satz 1 wird hinter „Übergangsbeihilfe ($ 27 Nr. 11) eingefügt „in 
derſelben Höhe wie an Reichswehrangehörige mit derſelben Dienftzeit nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes“. 

6. Im § 105 iſt die Beſtimmung unter a) zu ſtreichen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 6. Auguſt 1926. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Finanzminiſter⸗ 
Braun. Severing. am Zehnhoff. 


Kr. 13145.) Verordnung über Verſorgungsbezüge der Schutzpolizeibeamten. Vom 6. Auguſt 1926. 


Auf Grund des § 69a des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Gefekfamml. ©. 251) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 30. Mai 1925 (Geſetzſamml. S. 57) wird folgendes verordnet: 


1 


Die nachgenannten Vorſchriften des Schutzpolizeibeamtengeſetzes ſind durch folgende Beſtimmungen zu 
ergänzen: 


1. Im § 27 Nr. 10, § 28 Abſ. 1 Nr. 2, § 29 Nr. 2, § 58 (Überſchrift), § 76 Abſ. 2, § 79 Abſ. 1 
und 3 und § 88 Abſ. 2 iſt hinter dem Worte »Kinderbeihilfen« oder »Kinderbeihilfes ein Komma zu ſetzen 
und hinzuzufügen »Frauenbeibilfe«. : 


2. Im § 29 Nr. 1 Abſ. 1 und 2 iſt hinter dem Worte »Teuerungszulage« hinzuzufügen »der Zuſatz⸗ 
rente« und hinter »87« im Abſ. 1 »bis 95«. 


3.8.30, 
a) Im Abſ. 1 Satz 1 iſt hinter dem Worte »Benmter« einzufügen »oder Angeſtellter «. 


b) Im Abſ. 1 Satz 3 iſt das Wort »Beamtenſtellen« zu ſtreichen und dafür zu ſetzen »Beamten— 
oder Angeftelltenftellen«, die dann folgenden Worte »bei den Reichs-, Landes- und Kommunal⸗ 
behörden, bei den Verſicherungsanſtalten für die Invalidenverſicherung ſowie bei den ſtändiſchen 
oder ſolchen Inſtituten, die ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, der Länder oder der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) unterhalten werden,« ſind zu ſtreichen. 


4. Im 8 40 iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen, desgleichen der Abſ. 2 im § 43. 
5. Der $ 57 erhält folgende Faſſung: 

) Schutzpolizeibeamten, die einen Vorſchuß auf die Ubergangsgebührniſſe und die Zulage 
hierzu ($ 40) oder eine Kapitalabfindung (88 43 bis 56) erhalten follen und die den Nachweis 
für ihre Eignung zur ländlichen Anſiedlung oder zur Ausübung der Ser und Küſtenfiſcherei 
erbracht haben, ſoll zur Erleichterung der Anſiedlung oder der Seefiſcherei auf Antrag eine 
Landesbürgſchaft (§S 27 Nr. 13) bis zum doppelten Betrage der von ihnen aus eigenen Mitteln 
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(Privatvermögen und vorſtehend erwähnter Vorſchuß oder Kapitalabfindung) bereitgeſtellten Summe 
gewährt werden. In beſonderen Fällen kann die Landesbürgſchaft für Siedlungszwecke bis zu 
90 v. 5. des Taxwerts des Siedlungsguts, für die Beſchaffung des Fiſchereifahrzeugs und des 
Fiſchereigeräts in den Grenzen der durch die Fiſchereiverſicherungskaſſen feſtgeſetzten Verſicherungs⸗ 
ſumme erhöht werden. Der ländlichen Anſiedlung wird der Erwerb einer kleinbäuerlichen Wirt⸗ 
ſchaft (Ackernahrung) gleichgeſtellt. 

(2) Die Landesbürgſchaft ſoll nur zur Beſchaffung von dinglich geſicherten Siedlungs⸗ 
darlehen, von Darlehen zum Erwerbe von Fiſchereigerät einſchließlich Fahrzeug und nur dann in 
Anſpruch genommen werden, wenn der Bewerber zur Schaffung eines Bürgſchaftſicherungsfonds 
beiträgt. Die Geſamthöhe der Bürgſchaft darf den fünfzehnfachen Jahresbetrag des zuletzt zu- 
ſtändigen Dienſteinkommens nicht überſchreiten. Die näheren Beſtimmungen über die Gewährung 
der Bürgſchaft, insbeſondere über die dabei maßgebende Taxe und über die Höhe des Beitrags 
der Bewerber zum Bürgſchaftſicherungsfonds ſowie über das Verfahren, erläßt der Miniſter des 
Innern im Einverſtändnis mit dem Finanzminiſter. 


(3) Die gemeinnützigen Siedlungsunternehmungen (§ 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 
11. Auguſt 1919 — Reichsgeſetzbl. S. 1429 —) find verpflichtet, auf Anſuchen des Miniſters des 
Innern bis 5 v. H. ihrer Siedler jährlich aus entlaſſenen Schutzpolizeibeamten zu entnehmen, die 
ihre Geeignetheit zur ländlichen Anſiedlung dargetan haben. 
6. Im $ 63 und 8 70 Abſ. 1 iſt »bis 40% zu ſtreichen und dafür »39« zu ſetzen. 
7. Im 8 75 Abſ. 1 iſt hinter »87« hinzuzufügen »bis 95« und am Schluß hinter »Teuerungszulage« 
»und Zuſatzrentes. ? 4 


8. Im $ 101 iſt hinter den Worten »zweiter Satz,« einzufügen »und Abſ. 24. 


II 


Die Nr. 1, 6 und 8 des Teiles 1 dieſer Verordnung treten mit Wirkung vom 1. Januar 1923 in 
Kraft, die Nr. 2 und 7 mit Wirkung vom 1. Juli 1923, Nr. 3 mit dem Tage, an dem die »Dritte Er⸗ 
gänzung der Anſtellungsgrundſätze (Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber eines Verſorgungsſcheins)« 
vom 26. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 1923 S. 651) in Kraft tritt, Nr. 4 mit Wirkung vom 29. Auguſt 1925 
und Nr. 5 gemäß § 106 Abſ. 1 Nr. 3 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes mit Wirkung vom 1. Januar 1927. 


Berlin, den 6. Auguſt 1926. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Finanzminiſter: 


Braun. Severing. am Zehnhoff. 


(Nr. 13146. Vierte Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Verzinſung geſtundeter Ab⸗ 
gaben. Vom 4. Auguſt 1926. 


Auf Grund des § 2 Satz 1 der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) in 
der Faſſung der Verordnung vom 28. Auguſt 1924 (Gefekfamml. S. 601) wird folgendes beſtimmt: 
Artikel J. 
Im 8 1 Abſ. 2 und 3 der Verordnung über die Verzinſung geſtundeter Abgaben vom 
16. April 1026 (ese ſamml. E. 1350 werden die Worte „ſieben vom Hundert“ erſetzt durch die Worte „ſechs 


Artikel II. 


Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1926 in Kraft. 
Iſt bei der Stundung einer öffentlichen Abgabe ein höherer Zinsfuß als ſechs vom Hundert feſtgeſetzt 
worden, ſo beträgt für die Zeit vom 1. Juli 1926 ab der Zinsfuß ſechs vom Hundert jährlich. 
Berlin, den 4. Auguſt 1926. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Severing. In Vertretung: 
Schleuſener. 


280 
(Kr. 13147.) Verordnung über die Abänderung der Zinsſätze im Pfandleihgewerbe. Vom 5. Auguſt 1926. 


ja Auf Grund des 81 Abf. 3 Satz 2 des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 
(Geſetzſamml. S. 265) in der Faſſung des § 1 des Abänderungsgeſetzes vom 7. Juli 1920 (Geſetzſamml. 
S. 387) und des § 4 der Verordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 534) wird in Abänderung 


| 0 N ) 20 der Verordnung vom 23. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 94) folgendes angeordnet: 


i Der Pfandleiher darf ſich vom 1. Oktober 1926 ab nicht mehr ausbedingen oder zahlen laſſen als 


f 397 a) vier Reichspfennig für jeden Monat und jede Reichsmark von Darlehnsbeträgen bis zu 50 RAM, 


b) dreiundeinenhalben Reichspfennig für jeden Monat und jede den Betrag von 50 H über 
ſteigende Reichsmark bis zum Betrage von 100 K, 


c) zweiundeinenhalben Reichspfennig für jeden Monat und jede den Betrag von 100 RAM über 
ſteigende Reichsmark bis zum Betrage von 500 N., 


q zwei Reichspfennig für jeden Monat und jede den Betrag von 500 / überſteigende Reichsmark 
Berlin, den 5. Auguſt 1926. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechts verordnungen. 
2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 


Im Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für die Preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege Nr. 29 vom 30. Juli 1926 
S. 272 iſt eine Verordnung des Preußiſchen Juſtizminiſters vom 24. Juli 1926 über die Vereinigung der 
Amtsgerichtsbezirke Dobrilugk, Finſterwalde und Kirchhain zu einem gemeinſchaftlichen Pachteinigungsamte bei 
dem Amtsgericht in Finſterwalde verkündet worden, die am 15. Auguſt 1926 in Kraft tritt. 


Berlin, den 3. Auguſt 1926. 


Preußiſches Juſtizminiſterium. 
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